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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zu dem Bericht der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an den Rat über die Umgestaltung des kurzfristigen Währungsbeistands und die 
Bedingungen einer Vergemeinschaftung der Reserven 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des Berichts der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat (Dok. 147/73), 

— unter Hinweis auf die Schlußerklärung der Konferenz der 
Staats- bzw. Regierungschefs vom 19. und 20. Oktober 1972, 

— auf Grund seiner Entschließungen vom 15. März 1973^) und 
5. Juli 1973 2), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung (Dok. 189/73), 

1. stellt fest, daß der erwähnte Bericht der Kommission (Dok. 
147/73) den Intentionen des Europäischen Parlaments im 
allgemeinen entspricht; 

2. hält es für erwünscht, daß die Währungsbehörden der Mit- 
gliedstaaten am 1. Januar 1974 20 v. H. der jeweiligen Wäh- 
rungsreserven im jeweiligen Anteil von Gold, Sonderzie- 
hungsrechten und Devisen im Europäischen Währungsfonds 
einlegen. Sind diese Einlagen verzinslich, stehen die Zinsen 
der einlegenden Währungsbehörde zu; 

3. hält es nicht für notwendig, das Eigenkapital des Fonds auf 
500 Mio RE festzusetzen, sondern einen wesentlich geringe- 
ren, gegebenenfalls einen symbolischen Betrag für ausrei- 
chend; späteren Kapitalaufstockungen aus den Gewinnen 
des Fonds steht nichts im Wege; 

4. hält bei der gegenwärtigen Liquiditätsfülle Kreditplafonds 
in der vorgeschlagenen Höhe für mißverständlich hoch und 
ersucht die Kommission, für den Europäischen Währungs- 
fonds ein niedrigeres Geldschöpfungspotential vorzuschla- 
gen. Das Parlament geht davon aus, daß Kredite des Fonds 
marktgerecht verzinst werden; 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 19 vom 12. April 1973, 
S. 28 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 62 vom 31. Juli 1973, 
S. 31 
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5. fordert mit Nachdruck, daß die Stärkung des Europäischen 
Fonds gleichzeitig zu einer Stärkung gemeinschaftlicher Ent- 
scheidungsbefugnisse in der Wirtschaftspolitik zu führen 
hat. Im besonderen Maße gilt dies für die Geld-, Finanz- und 
Wechselkurspolitik der Mitgliedstaaten. Bevor weitere Ein- 
lagen der Währungsreserven erwogen werden, sind die 
wirtschaftspolitischen Zuständigkeiten der Gemeinschaft 
erneut zu verstärken; 

6. hält es für notwendig, die Restriktionen im innergemein- 
schaftlichen Geld- und Kapitalverkehr sukzessiv zu beseiti- 
gen und, wo die Umstände es ermöglichen und angezeigt 
erscheinen lassen, die Vielfalt der gegenwärtigen Dirigismen 
durch eine Spaltung der Devisenmärkte abzulösen. Bis spä- 
testens 1980 müssen innergemeinschaftliche Kontrollen des 
Geld- und Kapitalverkehrs abgeschafft sein; 

7. erwartet, daß sich Großbritannien, Irland und Italien dem 
europäischen Währungssystem anschließen; 

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften und dem 
Ausschuß der Zentralbankpräsidenten sowie den Parlamen- 
ten und Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 6. November 1973 - 
00165343. 
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